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5. Tanöesjugenöamt.
Das Laudesjugeudamt hielt iin Berichtsjahre 2 Vollsitzuuge n ab; auch di^! von ihn: gebildeten

3 F a ch anss ch üsse (für Erziehuugs Gefährdeteu-Flirsorge, flir Jugendgesuudheitsfürsorge sowie für Jugend»
pflege und Jugendbewegung) traten je 2 mal zusammeu.

Im Personalbestaude traten vcrfchiedeueAeuderungeu ein. Es starben der als Vertreter der freien
Iugendwohlfahrtsverbände ins Landesjugendamt gewählte G eneralpräscs Msgr. Musterts, Dussel-
dorf, sowie der ärztlicheSachverständige des Laudesjugeudamtes Beigeordneter Professur l)r. K rant -
!v i g, Köln. Pfarrer Otten, Nenwied, der gleichfalls die freien Iugeudwuhlfahrtsuerbäude ini Landes-
jugeudamte vertrat, legte wegen Wegzugesaus der Provinz dieses Amt nieder. Der von der evgl, Kirchenbehörde
als stellvertretendesMitglied ins Laudesjugeudamt entsandte Pfarrer ,U' emper , Roggeudorf, fchied aus;
au seine Stelle, trat In g e nd p f arr e r l>r. Noß, Düsseldorf, Weiter lvurde, um eiu möglichst enges
Zusammenarbeiten zwischen dem Landesjugeudamt uud den Jugeudäuitern zu sichern, mit der Vereinigung
der Dezernenten der r h c i u. Iugeud- uud Wohlfahrtsämter die Vereinbarung
getroffen, daß deren Vorsitzenderzu alleu Sitzungen des Laudesjugeudamtes und der Fachausschüsse eingeladen
wird; umgekehrt wird der Vursitzeudedes Landesjugendamtcs zu alleu Sitzungen der genauuteu Vereinigung
zugezogen.Schließlich wurden mit beratendeu Stimme» zugewählt die Laudesvertretuug Rheinland des F ünf <
ten Wo hl fah rts v erb and es in den Fachausschußfür Erzielmugs-Gefährdeteu-Fürsorge und der Ver«
band der Vaterländischen Frauenvereiue in der Rheiuprooiuz iu den Fachausschußfür Iugend-
gefundheitsfürforge.

Bei seiner Arbeit hielt sich das Landesjugendamt auf dem vuu Anfang an befchrittenen Wege, durch
vorbeugeude Maßnal,men an der geistigen, sittlichen nnd körperlichen Gesundung der Jugend mitzuwirken.

So wurden auf dem Gebiete der Iugeudf ü rsorge die Nemlihungen um Schaffung eiues Netzes
von Vorafhleu inc Nheiulaud euergisch uuterstützt. Hierbei wurde besonderes Gewicht gelegt auf eiue sach-
geniäße Beratung der mit der Schaffung der Vurafhle befaßte» Stellen, um uuter Verwertung der bisherigen
Erfahrungen eine möglichst zweckmäßige Nnsgestaltuug der Eiurichtuugeu sicherzustelleu. Soweit dies notwendig
luar, wurde die Schaffung der Vorasyle auch durch Gewührnug von Zuschüssen zu den Bau- und Eiurichtungskosten
gefördert. Insgesamt wurden für 52 Vurasylc sowie zur EinrichtungUou Zimmern für Vurasylzwectein deu länd¬
lichen Gegenden der Provinz (bisher in 18 Orten) 138 ONO Mark an Beihilfen bewilligt. Daneben wurden für
sonstige Eiurichtuugeu der Jugendfürsorge insgesamt 12 MO Mark an Beihilfen ausgeschüttet.

Den Spitzenurganisationen der größereu Nerbäude der Iugeudfürsorge und Jugendpflege wurden wie
im Vorjahre wieder 20 000 Mark znr Erfüllung organisatorischerAufgaben zugewendet.

Bei der Erlaubniserteilung an Anstaltenzur Nebernahmevon Pflegekindern wirkte das Landesjugendamt
dadurch mit, daß die Befreiungsgefucheder privaten Anstalten von der Anwendung der Vorschriftender §§ 20—23
NAWG, dnrch feine Hand au die Regierungspräsidenten einzureichenwaren. Dieser Umstand gab dein Landes»
jugendmut auch Gelegenheit zur Aufstelluuguud Herausgabe eiues Verzei ch uiss e s über die in der
R h e i ü p r o v i n z besteheudcu P f l e g e k i n d e r an st al t e n. Weiter wurden den Regierungs¬
präsidenten entsprechendden ministeriellen Bestimmungen, geeignete Per s o u e n zur Teilnahme an
diesen Besichtigungen der Pflrgekiudcraustalteu vorgeschlagen. Soweit die Dienstgeschäftees zuließen, nahm
auch ein Vertreter des Landesjugendamtes an den Besichtigungen teil.

Eiue Klärung erfuhr im Berichtsjahre die Frage der Durchsühruug der Nestimmuugeu des § 43 RAWG.
(Geeignetheitserklärung von Anstalts- nnd Vereinsvurständen zur Neberunhme von Vormundschaften, Pfleg¬
schaftenund Beistandssch asten), indem den Landesjugendämteru diese Befugnis hinsichtlich der Geeignetheits¬
erklärung von V e r e i n s Vorständen übertragen wurde.

Im Hinblick auf die erusteu Gefahreu, die den Kindern und Jugendlichen bei Ermittelungsuerfahren —
namentlich bei Sittlichieitsvergeheu — durch uugefchictte, zu häufige oder uach zu langer Zeit erfolgende Ver¬
nehmungen drohen, wurde deu Jugendämtern empfohlen, bei den örtlichen Polizeiverwaltungen ihres Bezirkes
dahin zu wirken,
1. die Vernehmung von Kindern und Jugendlichen durch Organe des Polizei- und Sicherheitsdienstes in» Vor¬

verfahren auf eiu Mindestmaß zu beschränken, und namentlich bei Sittlichkeitsvergehen in Fällen,
in denen die Vurermittlnngen z. B. durch die Schule ausreichen, die Akteu uach Ausnahme der Personalien
ohne weitere sachliche Vernehmung an die zuständigeStaatsanwaltschaft abzugeben zum Befinde», ob noch
eine weitere Vernehmung durch deu Jugendrichter erforderlich ist,

2. die Durchführung der Ermittlungsversahren, in denen Kinder und Jugendliche als Angeschuldigte oder Zeugen
beteiligt sind, möglichst zu beschleunigen;

3. für die Vernehmung von jugendlichenBeschuldigteiloder Zeugen in den Fällen, wo das sittliche Wohl der
Minderjährigen es verlangt, Beamte oder Beamtinnen zu bestimmen,die für diese Aufgabe besonders
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vorgebildet sind, (Polizei-Fürsorger, Polizei-Fürsorgerinnen, Beauftragte des Jugendamtes) oder
wenn derartige Persönlichkeitenz. Zt, noch nicht zur Verfügung stehen, nur solche erfahreueu uud älteren
Beamten auszuwählen, die das nötige Verständnis und Geschick für diese Aufgabe besitzen.

Auf dem Gebiete der I u g e nd g e s n n d h e i t sf ü rsor g e wurde im Interesse einer Vereinheit¬
lichung der Verwaltung uud Organisation auf eine Verfchmelzungdes freien Ausschusses für Kindelspeisungund
des Piubinzinlllusschussesdes Vereins „Landaufenthalt für Stadtkinder" mit dem beim, Landesjngendamt be-
steheudeuFachausschußfür Ingendgesundheitsfürsorge hingewirkt. Weiter sah sich das Lcmdesjngendamtveran¬
laßt, vor weiteren N eu grü nd u n g e n von K i n d e rhei m e u dringend zn warnen, da bereits ein
Ueberaugebot an Plätzen besteht. Für die Folge werden vom Landesjngendamte nur noch solche bereit 5
bestehende Heime unterstützt werden, die in jeder Hinsicht vorzüglich eingerichtet und als vurbildlicb
anzusehensiud. Für Neueinrichtuugen werden nur noch iu ganz besonderenAnsnahmcfällen Zuschüsse gegeben
werden. Im Laufe des Berichtsjahres wurden für 22 Einrichtungen der Iugrndgesnndheitsfürsorge insgesamt
50 Ml! Mark au Beihilfeu zur Verfügung gestellt. Eine eingehendeBehandlung erfuhr die Frage der Notwendigkeit
der Iugendgefundheitsfürsorge. Die von einer Kommissiondes Fa'hausschusses hierüber ausgearbeitete Denk¬
schrift kommt zu dem Schluß, daß dieser Zweig der Iugeudwohlfahrtspflege weiterhin eiuer intensivenFörderung
bedürfe. Insbesondere sei der gesundheitlichenKiuderfürsorge ein besonderesAugeumerk zuzuweudeu uud zwar
der Ernähruugssürsorge, Betten- und Wäscliefürsorge,Anstnltssürsorge, Licht- und Lnftbadpflege usw. Not¬
wendig sei auch der iunere Ausban der Erholungs- uud Heilsürsurge für Schulkinder durch sorgfältige ärztliche
Auslese bei den Entsendestellen, vor allem in enger Zusammenarbeit zwischen Schulgesuudheitssürsurgeund
Tuberkulosefürsorge uud durch gewissenhaske Ueberwaclmng der Anstalten, Znr Leituug und Förderung der
Bestrebungen auf Nationalisierung der Sclmlzmmpflege >vird die Errichtung einer Zentrale in der Provinz
instanz empfohlen.

Eine lebhafte Tätigkeit entwickelte das Landesjugendaml auch auf dem Gebiete der Iugendpfl e g e
nnd Jugendbewegung, Die Erreichungdes Zieles, einen möglichst günstigenBoden für die Hebung der
körperlichen,sittlichenuud geistigen Kräfte unserer Ingend zu schaffen, erstrebt das Lcmdesjngendamt einmal
durch Beseitigung der Gefahrcnqnelleu für die Ingend, znm anderen dnrch Schaffung möglichst günstigerVoraus¬
setzungen für eine gesuude Weiterentwicklung, ^u den hauptsächlichstenGefahrenguelleu der Jugend gehören
der Alkoholniißbrauch sowie der übermäßigeBesuch von Tanzlustbarleilen, Als geeignetste lind erfulguersprecheudste
Form der Bekämpfung des Alkoholmißbrauches erschien dem Landesjngendamt die Auf¬
klärung der Jugend über die Gefahren des Alkoholsdnrch einen Wanderleyrer für Nüchtcruheitsuuterricht. Es
wurde daher dein Zweckvcrband der alkoholgegnerischeu Verbände iu der Nbeinprouinzzur Anstellungeines solchen
Wanderlehrers ein namhafter Zuschuß gewährt, jeduch hieran die Bedingung getnüpfk, daß die Auswahl des
Wanderlehrers im Einvernehmen mil dem Landesjngendamte erfolgt und weiter dem Landesjngendamt im
Vorstande des Zweckoerbandeseine Vertretung eingeräumt wird. Der ^weckuerbaud hat diese Bedingungen
angenommen und das Amt des WauderlehrerS für Nüchternhcitsnnterricht mil Zustimmung des Landesjngeud-
amtes dem Junglehrer Hüffmcmnin Düsseldorfübertragen. Als Vertreter des Landesjugeudamtes im Vorstande
des Zweckverbandeswnrde Landesrat !>r, Szajkowski bestimm!.

In der Frage der Eins ch ränknng des B e s n ch s d e r T o n z l u st b ar k e i t e n d u r ch
I ngendli ch e hatte ein Antrag an den preußischenMinister des Innern, die bestehenden Nestimmuugeu
unter Zuziehung der Jugendämter einer NaNprüfuug zu nuterziehen, leider nicht den gewünfchtenErfolg, Einer
Anregung des Ministers entsprechend wnrde jedvch den Jugendämtern empsohlen, wo notwendig, die Angelegen-
heit in Zusammenarbeit mit den Polizeibehörden örtlich zu regeln. Vor weiteren Schritten des Landesjugcnd-
amtes muß zunächst abgewartet werden, ob und mit welcher Fassnng der Entwurf des Gesetzes zum Schutz der
Jugend bei Lustbarkeitenvon den gesetzgebenden Körperschaftenverabschiedetwerden wird.

Eine »nichtige Aufgabe weist das im Laufe des Berichtsjahres vom Reichstage, verabschiedete„R e ichs-
gesetz zur Bewahrung der Iugend uor S ch in » tz nnd S ch u n d" den Landesjugeüdämtern
zu, indem es diesen die Antragstellung zur Aufnahme vou Druckschriften in die Neichsschuudliste überträgt. Die
PraktischeHaudhabuug dieses Gesetzes wird jedoch erst möglich sein, wenn die prenßischen Aussührungsbestinunungen
hierzu vorliegen und die in Aussicht genommenen Prüfstellen in Berlin uud München sowie die Oberprüfstelle
in Leipzig gebildet sind. Seitens des Landesjngendamtes wnrden nach Veröffentlichung des Gesetzestextes
unverzüglichdie notwendigen Vorbereitungen in Angriff genommen, nm die ihm im Gesetz zugewieseneTätig¬
keit aufnehmen zu könenn.

Der mit dem Polizeipräsidium Köln getroffenen Vereinbarung, wonach die von diefein beanstandeten
oder beschlagnahmtenDruckschriften vom Lcmdesjugcndamte unverzüglich allen größeren Polizeiverwaltungen
>n der Nheinprovinz bekanntgegebenwerden, sind inzwischen auch die Polizeipräsidien iu Düsseldorf und Essen
beigetreten. Die von diesen^ Stellen beanstandeten oder beschlagnahmtenSchriften werden daher gleichfalls
vom Landesjngendamte den Polizeiverwaltungen umgehend mitgeteilt.
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Die bereits in dem vorjährigen Bericht erwähnte Denkschrift über den Erholungsurlaub an Werktätige
Jugendliche tonnte, da nmfangreiche Vorarbeiten geleistetwerden mußten, erst nach Ablauf des Berichtsjahres
fertiggestelltwerden. Die Errichtung von Erholungs-, Freizeit- uud Ferienheimen sowie
solcher Iugendhei m e, die überörtliche Bedeutung haben, wurde durch Gewährung von 23 Beihilfen in,
(Gesamtbeträgevon 77 KON Mark weiter tatkräftig gefördert. Hierbei wurden zum ersten Male auch außerhalb
der Provinz gelegeneHeime unterstütztund zwar solche, deren Träger in der Nheiuproviuz wohnen und die vor¬
wiegend von rheinischenJugendlichen benutzt werden. Entsprechend wird mich von der Mehrzahl der übrigen
preußischenLandesjugendämter verfahren. Für sonstige Einrichtungen und Veranstaltungen der Jugendpflege
nnd Jugendbewegung wurden in 9 Fällen Beihilfen im Gesamtbeträge von 18 400 Mark bewilligt. Hiervon
dienten 6 400 Mark Zwecken der geistigenJugendpflege (Lehrgänge, Kurse und Vorträge).

Auf den, Gebiete des Au gendherbergs Wesens wurde in enger Zusammenarbeit mit dem
Gau Rheinland des Verbandes für deutsche Jugendherbergen das Iugendherbergsnetz in der Nheinvrovinz sehr
erheblich verbessert. So entstanden auf den: Wanderwege Köln-Trier 4 Mustermgendherbergen,von denen eine,
und zwar die Jugendherberge in Darscheid, bereits im Berichtsjahre dem Verkehr übergeben weiden konnte.
Bei den 3 übrigen Herbergen Altenahr, Adenau, Manderscheidwurden die Arbeiten soweit gefördert, daß ihre
Inbetriebnahme im Frühjahr 1927 erfolgen kann. Hierbei ist zu berücksichtigeu, daß die in Adenau errichtete
Jugendherberge, nm den Gedankendes Iugeudwcmderns in der Öffentlichkeit zu fördern, zunächst auf der Aus¬
stellung „Gesolei" in Düsseldorf aufgestellt worden war. Weiter wurde die iu der Burg Stahleck bei Bacharach
errichtetegroße. Iugeudherverge fertiggestellt; sie erfreut sich eines besouderslebhaften Zulaufs. Leider machten
umfangreiche Ausschachtungs-und Fundamcntieinngsarbeiten es unmöglich, die ebenda im Bau befindliche
Mädchenherbergegleichfalls im Berichtsjahre noch fertigzustellen. Auch in den übrigen Teilen der Provinz wurde
die Schaffung neuer Jugendherbergen tatkräftig unterstützt. Erwähnt seien z. B. die Inangriffnahme der Bau¬
arbeiten bei der MusterjugcndherbergeWeißkirchen(RestkreisWadern), der Ausbau des Nitterschwalbachhauses
in Boppard, der Ausbau der MädchenherbergeBendorf, die Inangriffnahme der Bauarbeiter»der Jugendherberge
der Naturfreunde am Laacher See, der weitere Ausbau der Jugendherberge Berncastel-Cues, ferner die
Förderung der Herbergsbauten in Amern St. Anton (Kreis Kempen), Stendener Mühle (Kreis Geldern), Werden
a. d. Rnhr und Schloß Burg a. d. Wupper. Der Gau Rheinland des Verbandes für deutsche Jugendherbergen
sowie der Touristenverein „Die Naturfreunde" erhielten erhebliche Zuschüsse zur Beschaffungvon Gerät für die
ihnen angeschlossenen Herbergen. Insgesamt wurden seitens des Landesjugendamtes im Berichtsjahre 160 000
Mark für Iugendherbergszweckebereitgestellt. Die Zahl der Uebeinachtungen in rheinischenJugendherbergen
belief sich 1926 auf rund 207 000.

Der Plan der Schaffung der Zentrallichtbilderei der Rheinprovinz mußte im Hinblick auf die großen
finanziellen Schwierigkeitenfallen gelassen werden. Die hiermit erstrebte zentrale Zusammenfassungdes Licht¬
bildwesens für Schulen und Vereine wurde jedoch dadurch erreicht, daß fich die einzelnen Regie rungs-
bildstellen zu einer Arbeitsgemeinschaft zusammenschlössen. Den Vorsitz in
dieser Arbeitsgemeinschaftführt der Landeshauptmann; die Geschäftsführungwurde aus Zweckmäßigkeitsgründen
der Provinzial-Lichtbildereiin Köln übertragen. Aufgabe der Arbeitsgemeinschaftist die organisatorische Regelung
des Bildspielwesensim Rheinland und die genieinsameBeschaffungvon Filmen und Stehbildern.

Ueber die Arbeiten des Landesjugendamtes wurde in der Zeitschrift „Die Wohlfahrts¬
pflege in der Rheinprovinz" laufend berichtet nnd dortselbstauch ein Gedankenaustauschüber die
einschlägigen Fragen der Iugendwohlfahrt unterhalten.

Abschließend darf gesagt werden, daß sich das Landesjugendamt in der kurzen Zeit seines Bestehens
auf allen Gebieten der Iugendwohlfahrt eine beachtliche, zum Teil sogar führende Stellung errungen hat. Er¬
leichtert wurde ihm seine Arbeit durch die lebhafte Unterstützungder anf den gleichen Gebieten tätigen öffentlichen
lind privaten Stellen. Dank der Mitwirkung dieser Stellen wird es möglich sein, die Aufgaben der provinziellen
Iugendwohlfahrt auch weiterhin einer allseitig befriedigenden Lösung entgegenznsühren.
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